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Am26. Oktober 2009 unterzeich-
neten CDU, CSU und FDP ih-

ren Koalitionsvertrag. „Wachstum.
Bildung. Zusammenhalt.“ versprach
der Titel. Doch gewachsen ist seit-
dem vor allem der Unmut über die
Regierungsarbeit und von Zusam-
menhalt kann selbst innerhalb der
Koalition zwei Jahre danach keine
Rede sein. Eine Bilanz.
Das Wesen der schwarz-gelben Re-

gierung wurde schon früh deutlich.
Mit dem sogenannten „Wachstumsbe-
schleunigungsgesetz“ wurden Kinder-
freibeträge erhöht und die Erbschafts-
steuer drastisch gesenkt – Entlastun-
gen, die fast ausschließlich Gutverdie-
ner und Vermögende treffen. Ganz zu
schweigen von der Steuerermäßigung
für Hotelübernachtungen. Der Nutzen

darf angezweifelt werden, die Kosten
summieren sich inzwischen auf 17 Mil-
liarden Euro.
Der nächste Streich folgte mit

dem Haushalt für das Jahr 2011. Das
schwarz-gelbe Sparpaket sah Kürzun-
gen vor allem im sozialen Bereich vor:
Leistungen und Elterngeld für Ar-
beitslose wurden gestrichen, auch der
Heizkostenzuschuss für Wohngeld-
empfänger fiel dem Rotstift zum
Opfer. Die angebliche andere Hälfte
der Sparmaßnahmen bestand aus
Luftbuchungen: der noch völlig un-
konkreten Bundeswehrreform sowie
der Brennelementesteuer als Recht-
fertigungsversuch für die noch nicht
beschlossene Laufzeitverlängerung für
deutsche Kernkraftwerke.

Weiter aufSeite 2.

• Bildung vorstrecken? (S. 3)
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In diesem Heft
AStA für Alle, die Juso-nahe
Hochschulgruppe an der Univer-
sität Bremen, sowie die Juso-
Hochschulgruppe der Hochschule
Bremen stellen sich und ihre Ar-
beit vor. (Seite 10)

Hochschulgruppen

Die Jusos Bremen-Nord schildern
anhand eines Interviews die pre-
käre Lage an Bremer Schulen aus
Sicht eines Schulleiters. (Seite 7)

Aus Bremen-Nord

Wir geben einen kurzen Ausblick
auf den Juso-Bundeskongress, der
Ende November stattfindet. Au-
ßerdem fassen wir die Ergebnisse
der Landeskonferenz vom 8. Sep-
tember zusammen. (Seite 6)

Landesorganisation

Der Finanzdienstleister MLP und
seine Werbemethoden an den
Bremer Hochschulen waren The-
ma bei der Mitgliederversamm-
lung der Jusos Bremen-Stadt.
(Seite 9)

Aus Bremen-Stadt



2 morgen ROT leitartikel – halbzeit für schwarz-gelb

LEITARTIKEL: HALBZEIT
FÜR SCHWARZ-GELB

... Fortsetzung von Seite 1.
Auch das nationale Stipendi-

enprogramm – Vorzeigeprojekt
des konservativ-liberalen Exzel-
lenzwahns – erwies sich als teurer
Flop. Die ursprünglich geplanten
160 000 Stipendien wurden auf
deutlich weniger ambitionierte
zehntausend reduziert, aber selbst
die konnten nicht vergeben werden.
1,4 Millionen Euro wurden 2011
ausgezahlt, umgerechnet weniger
als tausend Stipendien. Für Ver-
waltung und Werbung wurde fast
das Doppelte ausgegeben: 2,7 Mil-
lionen Euro.
Als ebenso gescheitert muss man

das sogenannte „Bildungspaket“
betrachten. Das Aushängeschild
der von der Leyenschen Sozial-
politik bedeutet einen immensen
Verwaltungsaufwand auf Seiten
der Anbieter wie auf Seiten der
Bedürftigen und wird daher
kaum nachgefragt.

Unter Federführung von Ex-
Gesundheitsminister und FDP-
Insolvenzverwalter Philipp Rösler
wurde dann Ende letzten Jahres
eine Reform beschlossen, deren
wesentlicher Inhalt in der Abkehr
von der solidarischen Finanzie-
rung des Gesundheitssystems lag:
Zwar blieb uns das Schlimmste
zunächst erspart, aber die Kopf-
pauschale kommt auf Raten – in
Form von Zusatzbeiträgen. Ver-
besserungen bringt auch diese

Reform vor allem für Besserverdie-
nende: Der Wechsel in die private
Krankenversicherung ist statt zu-
vor nach drei Jahren jetzt schon
nach einem Jahr möglich, das da-
zu erforderliche Monatseinkommen
wurde auf4 125 Euro abgesenkt.
Wenn man dieser Bundesregie-

rung eine Überschrift geben
möchte, so ist sie nicht Wachstum
oder Bildung, schon gar nicht Zu-
sammenhalt sondern Beliebigkeit
und Durcheinander. In nur zwei
Jahren gab es sieben Personal-
wechsel im Kabinett. So viele wie
bei Gerhard Schröder – dem das
im Wahlkampf 2005 noch vorge-
worfen wurde – in den gesamten
sieben Jahren Regierungszeit.
Vom „einfacheren, niedrigeren

und gerechteren Steuersystem“ di-
stanzierte sich Westerwelle bereits
am Tag nach der Bundestagswahl.
Dass die Steuersenkungsphantasi-
en der FDP nicht verantwortungs-
voll zu realisieren sind, wurde
früh erkannt. Der schrittweise
Rückzug vom einzigen Programm-
punkt der Steuersenkungspartei
ist aber noch nicht abgeschlossen
und es bleibt mit Spannung zu er-
warten, ob die Steuersenkungen
nicht doch am Ende noch kom-

men – zu Lasten zukünftiger Ge-
nerationen.
Als dann im März in drei Re-

aktoren im japanischen Fukushi-
ma die Kerne schmolzen und sich
damit eine mit Tschernobyl ver-
gleichbare Katastrophe auch in
einem Kernkraftwerk westlicher
Bauart wiederholte, wurde Union
und FDP auf schreckliche Weise
ihr Versagen auch in der Atom-
politik vor Augen geführt. Es
folgte die 180-Grad-Wende: In
einer Geschwindigkeit, die man
ihr nie zugetraut hätte, beschloss
die Regierung den Ausstieg aus
dem Ausstieg aus dem Ausstieg.
Auch in der Außenpolitik gibt

die Koalition ein schlechtes Bild
ab. Zwar hat sich der Außenmi-
nister vorbildlich gegen einen mi-
litärischen Einsatz in Libyen
ausgesprochen. Bei der Verab-
schiedung der entsprechenden
UN-Resolution gelang es aber
nicht, Verbündete für die eigene
Haltung zu gewinnen, so dass
Deutschland – bisher einmalig
bei einer solch existentiellen Fra-
ge – sich am Ende selbst isoliert
hat.
Bislang trauriger Höhepunkt

des schwarz-gelben Chaos ist aber
wohl die andauernde Euro-Krise
und die unruhestiftende, völlig
konfuse Haltung der einzelnen
Regierungsmitglieder dazu, die
sich gegenseitig – und gerne auch
mal sich selbst – widersprechen.
Die selbsternannte „Koalition

der Mitte“ hat die Mitte der
Legislaturperiode erreicht. Man
kann nur hoffen, dass uns eine
zweite Halbzeit erspart bleibt. •

(ag)

Links&bündig

Sozialdemokratische Wahl-
ergebnisse im September

� Mecklenburg-Vorpommern
35,6% SPD

23,0% CDU
1 8,4% Linke

8,7 % Grüne
6,0% NPD
2,8% FDP

� Kommunalwahl in Nieder-
sachsen

37,0% CDU
34,9% SPD

1 4,3% Grüne
3,4% FDP
2,4% Linke

� Berl in
28,3% SPD

23,4% CDU
1 7,6% Grüne

1 1 ,7 % Linke
8,9% Piraten

1 ,8 % FDP

Wahlen im Ausland

� In Dänemark gewinnt der
sogenannte „Rote Block“ ge-
gen die bisherige konserva-
tive Regierung, die sich von
Rechtsextremen und Rechts-
populisten tolerieren ließ.
Der Wechsel war nur mög-
l ich, weil die l inken Parteien
abseits der Sozialdemokratie
zugelegt haben. Die Sozial-
demokraten hatten versucht,
Wähler zu gewinnen, indem
sie konservative Migrations-
politik kopierten.

� Erstmals haben in Frankreich
l inke Parteien und in erster
Linie unsere Partnerpartei,
die „Parti Social iste“, eine
Mehrheit im französischen
Senat. Das ist deswegen be-
achtlich, weil der Senat nicht
vom Volk gewählt wird, son-
dern von Wahlmännern aus
den Regionen, die sich aus
Bürgermeistern und anderen
„Würdenträgern“ zusam-
mensetzen. Zuvor gab es im
Senat immer deutl iche kon-
servative Mehrheiten.
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Der Bundesgerichtshofhat im
August ein vielleicht folgen-

reiches Urteil gefällt. Bildungs-
und Ausbildungskosten sollen von
der Steuer absetzbar sein. Und
zwar nicht nur wie bisher sofort,
sondern auch nachträglich. Denn
zur Zeit ist es äußerst selten, dass
zum Beispiel Studierende ihre Aus-
bildungskosten auch von der Steuer
absetzen. Dazu müssten sie näm-
lich Steuern zahlen. Dies tun sie in
der Regel erst, wenn ihre Ausbil-
dung bereits abgeschlossen ist.
Die Entscheidung sieht vor,

dass man diese Kosten in Zukunft
auch noch nachträglich geltend ma-
chen kann. Studenten müssten nun
auch Steuererklärungen formulieren
wenn sie nichts verdienen. Dadurch
entstünden Verlusterklärungen, die
auch noch vier Jahre später erstellt
werden können und von dem späte-
ren Einkommen abgezogen werden.
Somit können gerade Akademiker
mit einem teuren Studium ihre Steu-
ern in den ersten Berufsjahren deut-
lich drücken. Schätzungen der Me-
dien gehen davon aus, dass diese
Regelung bei konsequenter Anwen-
dung den Staat um ungefähr fünf
Milliarden Euro im Jahr brächte.
Trotzdem waren die ersten Stim-

men aus dem schwarz-gelben Lager
nicht einhellig negativ. Spiegel On-
line schrieb sogar, dass diese Politi-
ker mit der Entscheidung Studien-
gebühren als legitimiert betrachten.
Diese Einstellung ist kein Wun-

der. Denn eine in dieser Art geän-
derte Regelung bedeutet eigentlich,
dass die Kosten für ein Studium
oder eine Ausbildung lediglich ein
Auslegen wären, da man die Kos-
ten ja später indirekt erstattet be-

kommt. Das ist ideal für alle, die
mit dem Auslegen kein Problem
haben. Wer aber gerade nicht das
Geld hat, dem hilft die Regelung
nicht. Und auch Kredite können
hier keine Lösung sein, schließlich
wird der Steuererlass wohl nicht die
Zinskosten mit in Betracht ziehen.
Für das Klientel der FDP und der
CDU wäre die Änderung also ein
netter Bonbon. Für die, die es eh
schon schwer beim Studieren ha-
ben, hilft die Entscheidung nichts.
Immerhin sprach sich Wolfgang

Schäuble kurz nach dem Urteil dafür
aus, die Gesetzeslücke zu schließen
und die Ausbildungskosten nicht
nachträglich absetzbar zu machen.
Sein Argument, verkürzt, war, dass
dies bisher politisch nicht gewollt
war und dass es daher nicht ohne
Diskussion eingeführt werden sollte.
Auch wenn die Argumentation

durchaus anders lauten könnte,
sollte man diese Einstellung in der
Sache unterstützen. Denn die nach-
trägliche Rückerstattung von Aus-
bildungskosten macht das Studium
finanziell nicht leichter. Die fünf
Milliarden Euro wären besser in ei-
nem System investiert, das Ausbil-
dungen insgesamt günstiger machen
würden. Um das zu erreichen könn-
te das Finanzministerium gegen den
Beschluss des BFH erst einmal
einen Nichtanwendungsbeschluss
erlassen. Bei Redaktionsschluss ist
das noch nicht passiert.   • (mw)

Eine andere oder ergänzende Sicht
aufdiesenMeinungsbeitrag? Dann
schreib sie aufund schick sie uns.

Deine Meinung?

BILDUNG
VORSTRECKEN?
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„DIES IST KEINE NEID-
DISKUSSION – ES GEHT
UM FAIRNESS!“
Bericht von der steuerpolitischen Konferenz
der Bremer SPD

Es muss sich etwas ändern.
Für Jusos dürfte diese Aus-

sage nichts Neues darstellen. Sie
in steuerpolitischer Hinsicht von
Vertretern der Bundespolitik zu
hören, dagegen schon. Gemein-
sam mit dem DGB bekannte
man sich in den Räumen der
Hochschule Bremen zu einer
Steuerpolitik, die im Zeichen von
Verteilungsgerechtigkeit und ge-
sellschaftlichem Zusammenhalt
stehen und eine ausreichende Fi-
nanzierung wichtiger staatlicher
Leistung garantieren müsse.
In zwei Workshops, die letztlich

jedoch eher Präsentationen und
kurze Diskussionen über den Sta-
tus Quo waren, wurden die Pro-
bleme, die auch zwei Legislaturen
Rot-Grün zu verantworten haben,
aufgezeigt. Dabei betteten die Refe-
renten – unter anderem der renom-
mierte Bremer Wirtschaftswissen-
schaftler Prof. Dr. Rudolf Hickel
und der DGB-Experte Dr. Mehr-
dad Payandeh – die steuerpolitische
Lage in die fatalen Entwicklun-
gen auf dem Arbeitsmarkt und in
der Wirtschaftspolitik ein.
Man müsse einen „politisch de-

finierten Wachstumspfad“ ebnen,
so Payandeh während des Work-
shops, in dem er mit Hickel die
„Systematik der Unterfinanzierung
der öffentlichen Hand“ verdeut-
lichte. Die öffentliche Hand müsse
wieder Investionsanreize schaffen
und vor allem auch wieder selbst
investieren, statt der Spekulation an
den Finanzmärkten freie Hand zu
lassen, wie es derzeit der Fall ist.
Mit einem gerechten Steuersystem
kombiniert (momentan sei Deutsch-
land eine Steueroase), ergäbe sich
hieraus auch die Chance auf
schrittweise Konsolidierung der
öffentlichen Haushalte.
Hickel hält fest: Der Staat

müsse seine öffentlichen Aufgaben

wahrnehmen können. Als Bereit-
steller von Infrastruktur und öffent-
lichen Gütern, zum Auffangen von
externen Effekten und dem Ver-
hindern von Marktversagen werde
er unbedingt gebraucht. Die Kern-
aussage: Der Sozialstaat muss ver-
teidigt werden.

„Wir haben es selbst
verbockt.“

Sie waren mit ihren Ansichten nicht
allein. Der Bremer Bürgermeister
a.D. Klaus Wedemeier sieht einen
Teilabschied von der Agenda 2010,
mit der man die steuerpolitische
Misere „selbst verbockt“ habe, ge-

kommen. Aber: „Zu den Fehlern
müssen wir stehen.“ Dem Neo-Li-
beralismus sei man damals wie fast
jeder aufden Leim gegangen. Man
müsse nun aus der Vergangenheit
lernen und es besser machen. Ge-
meinsam mit der Bremer SPD be-
fürworte er einen Spitzensteuersatz,
der mit 52  % noch über den 49  %
der Bundespartei liegt. Rot-Grün
hatte den Spitzensteuersatz auf42  %
herabgesenkt.

Er blies damit in ein Horn mit
Andreas Bovenschulte, dem SPD-
Vorsitzenden im Land Bremen und
dem niedersächsischen MdB Joa-
chim Poß. Beide hatten zuvor ge-
nauso leidenschaftlich wie er für das
neue Konzept der SPD geworben,
das den ehrgeizigen Namen „Na-
tionaler Pakt für Bildung und Ent-
schuldung“ trägt. „Dies ist keine
Neiddiskussion – es geht um Fair-
ness!“, stellte Poß klar. Auch Dr.
Carsten Sieling, MdB aus Bremen,
schloss sich den Forderungen an.
In der abschließenden Diskus-

sion zogen Carsten Sieling, Hi-
ckel und Payandeh unter der
Moderation von Uta Kummer

noch einmal ein Resümee der
Konferenz. Sie bekräftigten ihr
Eintreten für eine Steuerpolitik,
die der chronischen Unterfinanzie-
rung öffentlicher Haushalte entge-
genwirkt und Verteilungsgerechtig-
keit schafft. Man wird sehen, wie
viel auf dem bundespolitischen
Parkett davon übrig bleiben wird.
Hoffnungen wurden hier mit Si-
cherheit einige geweckt. • (jr)
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ZWISCHEN KUHWEIDE,
KOHLEKRAFTWERK UND
KARL MARX
Juso-Herbstakademie in Petershagen

Vom 22. bis 25. September
fand in Petershagen bei

Minden die vom Juso-Bundes-
verband organisiserte Herbstaka-
demie statt. Vier Tage lang wurde
über Rente, Arbeit, Steuern, Ge-
sundheit und die Grundlagen so-
zialistischer Politik referiert und
diskutiert.
Mitten im nordrhein-westfäli-

schen Idyll, das Kohlekraftwerk
hinter der Kuhweide stets im Blick,
trafen sich die 19 Teilnehmer der
Herbstakademie am Donnerstag-
abend in Petershagen. Auch die
Bremer Jusos waren mit drei
Köpfen gut vertreten. Zum besse-
ren Kennenlernen und als Ein-
stieg in die Materie wurden in
einem Spiel ganz praktisch Er-
fahrungen mit dem Kapitalismus
gesammelt.
Von Neoklassik über Keynes zu

Marx und den Grundlagen sozia-
listischer Politik wurden zunächst
elementare ökonomische Kennt-
nisse vermittelt. Ergänzt wurden
diese von zwei Referenten der
Hans-Böckler-Stiftung, die zur
Zukunft des Sozialstaats und zur
Euro-Krise vortrugen.

Darüber hinaus wurde aber
auch ganz praktisch gearbeitet. In
vier Gruppen informierten sich
die Teilnehmer zunächst selbst

und dann gegenseitig zu den The-
men Rente, Arbeit, Gesundheit
und Steuern. Im Anschluss an die
Präsentation wurden diese Themen

dann kontrovers diskutiert. Die
Debatte, die von der Frage der ver-
fassungsmäßigen Notwendigkeit
einer Beitragsbemessungsgrenze

über diverse Steuermodelle bis hin
zur Gretchenfrage nach Alterna-
tiven zum Kapitalismus reichte,
verlief nicht nur in freundlicher

Atmosphäre sondern auch auf
angenehm hohem Niveau.
In Form von Blogbeiträgen

sollten die wichtigsten Erkennt-
nisse festgehalten werden. Im
Laufe der nächsten Tage könnt
ihr diese im Juso-Blog unter
blog.jusos.de nachlesen.
Ein besonderer Dank für die

Vermittlung der theoretischen
Grundlagen, die Moderation und
ständige Begleitung der Herbst-
akademie gilt Sascha, Jan und
Ralf vom Juso-Bundesvorstand
sowie Julia für die Veranstal-
tungsorganisation und die Fotos.
Auf eine Wiederholung darf man
hoffen. Teilnahme wärmstens
empfohlen. • (ag)

j uso-herbstakademie

http://blog.jusos.de
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GEMEINSAM
VERÄNDERN

Ende November findet in Lü-
beck der Bundeskongress der

Jusos statt.
Im Mittelpunkt steht in diesem

Jahr die Neuwahl des 9-köpfigen
Bundesvorstandes. Die Wahlen ver-
sprechen spannend zu werden, da
viele der bisherigen Stellvertreterin-
nen und Stellvertreter nicht mehr
kandidieren werden. Klar ist aber,
dass Sascha Vogt, der 2010 als
Nachfolger von Franziska Drohsel
gewählt wurde, in diesem Jahr wie-
der für das Amt des Juso-Bundes-
vorsitzenden kandidieren möchte.
Eine Entscheidung über die wir uns
als Bremer Jusos gefreut haben, da
wir bereits in der Vergangenheit
z.   B. beim Thema Kindergrundsi-
cherung gut zusammen gearbeitet
haben und Sascha uns auch im
Wahlkampfunterstützt hat.
Neben den Wahlen ist ein weite-

rer wichtiger Tagesordnungspunkt
die Beschlussfassung über das Ar-
beitsprogramm der Jusos für die

Jahre 2011‒2013. Dem Programm
kommt in diesem Jahr eine beson-
dere Bedeutung zu, da es auch un-
sere grundsätzliche Positionierung
und Strategie für die heiße Phase
vor der nächsten Bundestagswahl
festlegt – einschließlich der Kür
unseres Kanzlerkandidaten. Eine
Vorversion des Programms sowie
einige schon vorliegende Anträge
könnt ihr euch aufdiskussion.jusos.de
ansehen und direkt diskutieren.
Wir können uns also auf span-

nende Debatten einstellen an denen
sich die Bremer Jusos mit ihren
Delegierten, Janne Herzog, Rene
Kieselhorst, Larissa Schmidt, Kers-
tin Vennemeyer, Sherin Wanning
und Stefan Weger, engagiert betei-
ligen werden.
Übrigens: der Juso-Bundeskon-

gress ist für alle Jusos offen. Ein
Abstecher ins nahe Lübeck zur
Unterstützung der Bremer Dele-
gation lohnt sich also.   • (sr)

Links&bündig

� Anträge online diskutieren

Bereits jetzt können die An-
träge, über die am 25. bis 27.
November auf dem Juso-
Bundeskongress entschieden
werden sol l , on l ine disku-
tiert werden. So kannst du
auch als nicht Delegierter
deine Meinung einbringen:
http://diskussion.jusos.de/

� Der Landesparteitag hat am
28. September auch über
die Anträge der Jusos ent-
schieden. Der Antrag zur
Zivilklausel wurde ange-
nommen. Der Antrag zur
ethischen Finanzwirtschaft
wird zur besseren Ausarbei-
tung an den Arbeitskreis
Wirtschaft verwiesen. Der
Antrag zum Stadt-Ticket
wurde gegen die Stimmen
der meisten Jusos an die
Bürgerschaftsfraktion über-
wiesen, die al lerdings inzwi-
schen auf Grundlage des
Juso-Antrages einen Antrag
beschlossen hat (siehe auch
Seite 9 links).

� Auf der Landeskonferenz
wurden auch die Delegier-
ten für den Juso-Bundes-
kongress gewählt.

Delegiert sind
• Janne Herzog (1 3)
• Rene Kieselhorst (1 1 )
• Larissa Schmidt (1 0)
• Kerstin Vennemeyer (1 4)
• Sherin Wanning (1 4)
• Stefan Weger (1 0)

Ersatzdelegierte sind
• Sercan Alkaya (8)
• Kevin Lenkeit (7)
• Falk Wagner (6)
• Sarah Ryglewski (5)
• Raik Borsdorf (4)
• Natasha Fischer (4)
• Alexander Stavenhagen (4)
• Denis Pijetlovic (2)

(Stimmenzahl in Klammern)

Juso-Bundeskongress in Lübeck

BERICHT VON DER
LANDESKONFERENZ

Die zweiundzwanzig anwesen-
den Delegierten der Landes-

konferenz der Bremer Jusos hatten
am 8. September über fünf Anträ-
ge zu entscheiden. Außerdem
stand die Wahl der Delegierten für
den Juso-Bundeskongress aufdem
Plan.
In seinem Grußwort warb der

SPD-Landesvorsitzende Andreas
Bovenschulte für das Steuerkon-

zept der Bremer SPD. Erstmals
seit der Regierungsübernahme
durch Rot-Grün 1998 werde da-
mit wieder über die Verbesserung
der Einnahmesituation nachge-
dacht. Das Bremer Konzept geht
dabei über den Vorschlag des
SPD-Vorstands hinaus, indem es
eine Beibehaltung der „Reichen-
steuer“ und eine Abschaffung der
Abgeltungssteuer fordert. Darüber

http://diskussion.jusos.de
http://diskussion.jusos.de
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Kürzungen sind unausweichl ich – Ein Inter-
view zur Lage in den Bremer Schulen

UNTERBEZIRK
BREMEN-NORD

Nach der Sommerpause ent-
schlossen wir Bremen-Nor-

der Jusos uns zu einem neuen
Projekt, bei dem wir mit möglichst
vielen Schulleitern in Kontakt
treten wollten, um ein Interview
bezüglich der Lage der jeweiligen
Schule durchzuführen. Gleich beim
ersten Interview mussten wir dann
feststellen, dass dies so leider gar
nicht möglich ist, da es den Schul-
leitern nach dem Beamtengesetz
nicht erlaubt ist, (kritische) An-
gaben zu machen. Letztendlich
war die einzige Möglichkeit ein
ehrliches und offenes Interview
durchzuführen, wenn Schule und
Name anonym bleiben. Dies ist
sicherlich etwas schade, jedoch
hielten wir diese Option für die
beste, damit wir ehrliche Ein-
schätzungen bekommen. Hier nun
also das erste Interview:

Hallo, zunächst einmal möchten
wir uns bedanken, dass es so kurz-
fristig und unkompliziert mit dem
Interview geklappt hat. Unsere erste
Frage bezieht sich allgemein aufih-
re Schule:Wie ist diese aufgebaut?
„Bei unserer Schule handelt es

sich um ein Gymnasium. Zurzeit
besteht unsere Schule aus etwa
1000 Schülern.“

Wieviele Lehrkräfte sind an Ih-
rer Schule tätig und wie hoch ist in
etwa das Durchschnittsalter dieser?
„Zurzeit haben wir an unserer

Schule etwa hundert Beschäftigte.

Diese Zahl setzt sich zusammen
aus Lehrern und Erziehern. Das
besondere bei Letztgenannten ist,
dass diese einen anderen Zustän-
digkeitsbereich haben – sprich ‚sie
dürfen weniger‘ – und zudem ver-
dienen sie weniger als ‚normale‘
Lehrer. Sie dürfen zum Beispiel
keinen Unterricht machen, son-
dern sind nur zur Betreuung da.
Der Gedanke dahinter ist natür-
lich Geld einzusparen.
Das Durchschnittsalter unse-

rer Lehrkräfte liegt bei etwa 40
bis 45 Jahren, was vergleichsweise
relativ jung ist. Dieses geringe

hinaus sprach Bovenschulte die
Parteireform als Antwort auf die
Frage an, wie es uns als Partei
bzw. als Jusos gelingt, gestaltend
in die Politik einzugreifen.
Der Diskussionsvorschlag zur

Parteireform wurde von der Lan-
desvorsitzenden Sarah Ryglewski
vorgestellt. Während das Konzept
des Parteivorstands stark auf die
Professionalisierung der Partei ab-
zielt, steht der Begriff der Mitglie-
derpartei im Fokus der Juso-For-
derungen. Neben den in der
letzten Ausgabe des MorgenRot
vorgestellten Vorschlägen zur Neu-
strukturierung der Parteispitze,
die inzwischen auch vom SPD-
Bundesvorstand aufgegriffen wurde
und der Verdoppelung der Zahl
der Bundesparteitagsdelegierten wur-
de auch eine Vereinfachung von
Mitgliederentscheiden durch eine
Absenkung des Quorums gefordert.

Sarah stellte klar, dass die Re-
form durch die aktuelle Diskussion
nur angestoßen wird und nicht ab-
geschlossen ist. Mittelfristig sind
auch Veränderungen in Bremen und
den Unterbezirken erforderlich.
Nach der spärlich ausgefalle-

nen Aussprache, deren Ursache in
der großen Zustimmung oder
aber in der diskussionsunfreundli-
chen Uhrzeit und dem straffen
Zeitplan gelegen haben mag, wur-
de der Antrag einstimmig ange-
nommen. Dabei wurde er um den
Punkt ergänzt, dass eine Verkür-
zung der Antragsfristen zum Bun-
desparteitag geprüft werden solle.
Über die zur Abstimmung ste-

henden Anträge wurde in der letz-
ten Ausgabe des MorgenRot
bereits berichtet. Anstelle des An-
trages zu Hochschulfinanzierung
und Zivilklausel wurde ein reiner
Zivilklauselantrag beschlossen. Die

Frage der Hochschulfinanzierung
wurde komplett gestrichen und soll
nun gemeinsam mit dem Wissen-
schaftsforum erneut aufgegriffen
werden. Aus dem Antrag zur Ver-
besserung des Stadt-Tickets wurde
die Ermöglichung eines kostenlo-
sen ÖPNV auf ein kostenloses
StadtTicket reduziert. Der An-
trag zur ethischen Finanzwirt-
schaft wurde angenommen.
Zur Forderung des Verbotes

von Hunde- und Pferdestaffeln
sowie Pfefferspray auf Demos
wurde ein Gespräch mit dem In-
nensenator als Alternative zur
Annahme vorgeschlagen und der
Antrag mit einigen Gegenstimmen
an den Landesvorstand überwie-
sen.
Die Vorstellung unseres Ver-

bandsmagazins MorgenRot musste
aufgrund der fortgeschrittenen Zeit
verschoben werden.   • (ag)
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Durchschnittsalter hängt damit
zusammen, dass in den letzten Jah-
ren viele neue jüngere Lehrer ein-
gestellt wurden.“

In derPresse liestman oft von ei-
nem Lehrermangelan unseren Schu-
len. Besteht dieser auch an Ihrer
Schule?Wie sieht es darüber hinaus
grundsätzlich mit der finanziellen
Ausstattung aus?Gibt es AGs an de-
nen die SchülerInnen teilnehmen
können?
„Die Versorgung mit Lehrkräf-

ten ist mangelhaft. Dies hängt
mir dem Sparzwang zusammen
und hat viele negative Folgen. So
werden zum Beispiel Kürzungen
im Unterricht unausweichlich, zu-
dem wird es nächstes Jahr ein be-
schränkteres Angebot an unserer
Schule geben, weil einfach kein
Geld da ist. Besonders kleinere Fä-
cher werden dabei wegfallen, bei
denen eine Mindestschülerzahl
nicht erreicht wird. Dies betrifft
Fächer wie Chemie, Physik, Spa-
nisch, Latein und Französisch, um
nur einige zu nennen. Auch AGs
gibt es keine mehr, da dafür die
Ressourcen fehlen. Darüber hinaus
hat es manchmal den Anschein, als
ob Gymnasien im Allgemeinen un-
gewollt sind, da von Seiten der Po-
litik in den letzten Jahren andere
Schulformen deutlich bevorzugt
wurden, gerade ausstattungsmäßig.
Dies gilt im Übrigen für alle Bre-
mer Gymnasien. Einzige Rettung
derzeit sind Förderverbände, sofern
sie vorhanden sind, die aus Leh-
rern und Eltern zusammengesetzt
sind. Das Geld, welches da zusam-
menkommt ist jedoch nur ein
Tropfen auf den heißen Stein und
in keinster Weise ausreichend.“

Wieviel Geld bzw. Lehrkräfte
wären denn nötig um einen rei-
bungslosen Unterricht sicherstellen

zu können? Besteht darüber hinaus
ein Problem, da es wenigerverbeam-
tete Lehrer gibt?
„Schwer zu sagen, ich schätze

den Mehrbedarf auf etwa 20  %,
geld- wie personenmäßig.
Die Verbeamtung ist auf der

anderen Seite kein Problem: Bre-
men verbeamtet. Dies geschieht
daher, um für junge Lehrer ‚attrak-
tiv‘ zu sein im Vergleich zu den an-
deren Bundesländern.“

Schaut man sich den neuen Ko-
alitionsvertrag in Bremen an, sieht
man, dass das Budget für Bildung
(und öffentliche Sicherheit) um 1,2  %
gesenkt werden soll. Welche Folgen
erwarten sie durch diese Planungen?
Fallen diese im Rahmen der gebur-
tenschwachen Jahrgänge überhaupt
auf?
„Überraschenderweise wurden

im letzten Jahr wieder mehr Erst-
klässler in Bremen eingeschult. In
dem Zusammenhang stellt sich für
mich die Frage, ob dies nicht vor-
her abzusehen war, da die Behör-
de ja schließlich über die ganzen
Daten verfügt. Die Kürzungen im
Bildungsbudget werden die Folge
haben, dass es vermutlich zu Ände-
rungen im Schulsystem kommen
wird. Es könnte zum Beispiel das
Inklusionsmodell zur ‚Spardose‘ ge-
raten. An der Bremer Uni werden
keine Sonderpädagogen mehr aus-
gebildet, ich frage mich, ob Bremen
es schaffen wird, nötige Sonder-
pädagogen aus anderen Bundeslän-
dern einzuwerben. Gegebenenfalls
würden Lehrer durch Erzieher er-
setzt, was zwar finanziell attraktiv
wäre aber auch eine qualitative
Verschlechterung bedeutete.
Änderungen in der gymnasia-

len Oberstufe werden darüber hin-
aus sein, dass es für Schüler weniger
Wahlmöglichkeiten geben wird, da
dies billiger ist. Die Politik wird

dies jedoch nicht verordnen, son-
dern die Schulen haben aus Res-
sourcenmangel gar keine andere
Möglichkeit. In der Folge werden
dann die Schulen anstatt die Poli-
tik dafür schuldig gemacht.“

Was wären ihre allgemeinen
Wünsche bezüglich der Bildungspoli-
tik in Bremen?
„Ich halte die Bremer Bil-

dungsbehörde für zu stark sozial-
demokratisch durchdrungen, man
merkt, dass dieses Ressort seit Jahr-
zehnten sozialdemokratisch besetzt
wird. Eine ernst zu nehmende Op-
position, die effektiv auf Miss-
stände hinweisen könnte, existiert
nicht. Zudem überblicken die Po-
litiker oft nicht die Tragweite ih-
rer Entscheidungen. Dadurch
gibt es keine Kritik und ein festge-
fahrenes System. Um die Bremer
Schulen wieder konkurrenzfähig
zu machen, müssen in all diesen
Bereichen Verbesserungen her.“

Letzte Frage: Wie ist Ihre Mei-
nung zum sogenannten Turbo-
Abi?
„Ein Verbrechen an den Kin-

dern, die in Folge dessen keine
Freizeit und keine Freiheiten mehr
besitzen. Schüler in der neunten
Klasse haben oft bis halb fünf
Unterricht. Eine Alternative dazu
wäre, die Lehrpläne komplett zu
überprüfen und abzuspecken. Es ist
hier allerdings fraglich, ob dann
noch mit dem Abitur die allge-
meine Hochschulreife verbunden
wäre.“

Wir bedanken uns nochmals
für dieses offene und ehrliche In-
terview und hoffen, dass dieses
evtl. zu einer Verbesserung der
Zustände an unseren Schulen
beitragen kann.   • (rb)

Links&bündig

Was wurde aus den Anträ-
gen des Unterbezirks Bre-
men-Stadt zur Landeskon-
ferenz?

� Hochschulfinanzierung und
Zivilklausel

Der Antragsteil zur Hoch-
schulfinanzierung wurde zu-
rückgezogen, stattdessen ein
reiner Antrag zur Zivilklausel
verabschiedet.
Zur Hochschulfinanzierung
soll nun gemeinsam mit dem
Wissenschaftsforum ein An-
trag geschrieben werden.

� StadtTicket

Der Landesparteitag hat le-
digl ich die Überweisung an
die Bürgerschaftsfraktion be-
schlossen. Diese hat auf Ba-
sis des Juso-Antrages inzwi-
schen einen Antrag beschlos-
sen, der die Abschaffung des
Nachtzuschlags, eine Layout-
anpassung und eine bessere
Vermarktung vorsieht. Auch
bessere Mitnahmemöglich-
keiten sollen geprüft werden.

� Ethische Finanzwirtschaft

Der Antrag wurde vom
Landesparteitag an den
Arbeitskreis Wirtschaft der
SPD überwiesen.

� Verbot von Pfefferspray,
Hunde- und Pferdestaffeln

Auf der Landeskonferenz
wurde ein Gesprächsange-
bot des Innensenators an-
genommen. Im daraus re-
sultierenden Gespräch wur-
de ein Entgegenkommen
zumindest in Bezug auf die
Hundestaffeln erzielt. Beim
Pfefferspray haben die Ju-
sos deutl ich gemacht, dass
Maßgabe für den Einsatz
sein muss, dass keine Un-
beteil igten getroffen wer-
den können.
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UNTERBEZIRK
BREMEN-STADT

Mit dem Thema „MLP &
Co. – was steckt hinter den

Karrierehelfern?“ setzten sich die Ju-
sos Bremen-Stadt in einer Mitglie-
derversammlung gemeinsam mit
Arno Gottschalk (SPD), Mitglied
der Bremischen Bürgerschaft, aus-
einander.
Der ausgewiesene Finanzexperte

berichtete darüber, mit welcher Ma-
sche Finanzdienstleistungsunter-
nehmen wie MLP vorgehen, um
Studierende als KundInnen für Ver-
sicherungsverträge zu gewinnen.
Diese Unternehmen sind oft mit
Ständen an Hochschulen vertreten
und werben dort mit ihrem kosten-
losen Beratungsangebot, wie z. B.
Rhetoriktrainings, oder sie treten
gezielt in Vorlesungen auf. „Da
wird aber noch keine gezielte Wer-
bung gemacht“, so André von den
Jusos, „Ich bin angesprochen wor-
den von MLP, ob ich nicht an ei-
nem kostenlosen Präsentationstrai-
ning teilnehmen möchte. Nach
dem Training konnte ein kostenlo-
ser Persönlichkeitstest gemacht
werden, wenn die eigenen Kontakt-
daten, wie die Telefonnummer, an-
gegeben wurde. Erst dann folgten
mehrere Telefonanrufe, ob ich
nicht eine Versicherung abschlie-
ßen wolle.“ Martin von der Juso-
Hochschulgruppe: „An der Hoch-
schule werben sie mit Über-
raschungseiern – um so Telefon-
nummern und E-Mail-Adressen
zu erhalten.
Diese Finanzdienstleister finan-

zieren sich durch die erhaltenen
Provisionen bei Vertragsabschlüssen,
die um die 8 % der Auszahlungs-
summe ausmachen. Sie vermitteln
die Versicherungen von Versiche-

rungsgesellschaften. „Das schein-
bar kostenlose Beratungsangebot,
das vor Abschluss einer Versiche-
rung stattfindet und auch die Trai-
nings werden damit vom Kunden
selbst bezahlt“, so Gottschalk.
„Akademiker sind dabei eine be-
liebte, lukrative Zielgruppe.“ Nach
Abschluss eines Studiums stiege
deren Einkommen sehr rasch an
und böte Finanzmittel für weitere
Versicherungen, die durch den Fi-
nanzdienstleister durch umfassen-
de Beratungen vermittelt werden
könnten. So werde versucht, Stu-
dierende schon während des Stu-
diums gezielt anzuwerben.
Es würden unter anderem Be-

rufsunfähigkeitsversicherungen an-
geboten, die nach Abschluss eines
Vertrages zunächst mit niedrigen
Beitragszahlungen für die Studie-
renden starten. Im Laufe der Jahre
steige die Beitragsentwicklung ra-
sant an, sodass auf die Kunden
horrende Kosten zukommen. „Das
können locker 600‒800 € an Bei-
trägen pro Monat ausmachen,
wenn mehrere Versicherungen ab-
geschlossen wurden“, so der Fi-
nanzexperte. Ein Ausstieg aus
einer solchen Versicherung gestalte
sich als schwierig und ist mit
finanziellen Verlusten verbunden,
da bereits geleistete Beiträge nicht
an den Kunden zurückfließen.
Bei diesen Finanzdienstleistern

sei eine Berufsunfähigkeitsversi-
cherung an eine Rentenversiche-
rung gekoppelt, die als Geldanlage
dienen soll und entweder nach
dem regulären Vertragsende einma-
lig oder als Rente ausgezahlt wer-
de.
„An sich ist eine Berufsunfä-
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higkeitsversicherung keine schlech-
te Sache, denn eine Absicherung
mit 60 % des letzten Lohns bei
Eintritt einer fortdauernden Berufs-
unfähigkeit durch eine gesetzliche
Rentenversicherung ist durch Re-
formen weggefallen. Jetzt muss je-
der privat vorsorgen.“, so Gott-
schalk. „Heutzutage wird jeder
dritte bis vierte Arbeitnehmer be-
rufsunfähig, meistens durch psy-
chische Erkrankungen. Wenn man
sich mit der Thematik als Studie-
render auseinandersetzt, dann
sollte eine solche Versicherung
frühestens kurz vor Ende des Stu-
diums abgeschlossen werden – bei
einem seriösen Anbieter. Und
dann nicht in Verbindung mit ei-
ner Rentenversicherung oder ei-
ner anderen Geldanlage.“, Gott-
schalk weiter. Denn diese seien
völlig unpassende Angebote für
junge Menschen im Studium,
auch zum Abschluss einer Renten-
versicherung empfehle sich ein spä-
terer Zeitpunkt als das Studium.
Hier sollte das Geld für bessere In-
vestitionen, wie die Ausbildung,
z.   B. durch ein Auslandssemester,
genutzt werden.

Die Uni zieht sich aus
der Verantwortung

In der nachfolgenden Diskussion
erörterten die Jusos, inwieweit ge-
gen diese Werbemethoden vorge-
gangen werden kann. Ein Verbot
durch einen Beschluss über die
Werbung durch solche Unterneh-
men scheint nicht durchsetzbar.
Der AStA der Universität Bre-
men sei hier schon aktiv gewesen
und habe sich bei der Univerwal-
tung erkundigt. Laut Auskunft
der Uni wurden die Werberechte
an ein Werbeunternehmen ver-
kauft und somit bestünde die Er-
laubnis auf dem Gelände zu
werben. Für welche Werbezwecke
diese Berechtigung gültig ist, da-
rüber sei auch von dem Unterneh-
men keine Auskunft zu bekom-
men. „Die Uni zieht sich dort

ganz raus, man weiß in der Ange-
legenheit nicht mehr, wo man
noch hingehen soll und fragen, in
welchem Umfang das Werben er-
laubt ist“, so Lena von der Hoch-
schulgruppe AStA für Alle (AfA)
der Uni Bremen.
Die Jusos Bremen-Stadt wol-

len jetzt gemeinsam mit AfA an
der Universität Bremen sowie mit
der Juso-Hochschulgruppe der
Hochschule Bremen ihre Ideen
der Prävention und Überprüfung
umsetzen: Präventiv kann zum
Beispiel die Verbraucherzentrale
Bremen in den jetzt anstehenden
Orientierungswochen an den
Hochschulen mit einem Stand
vertreten sein, um aufzuklären.
Weiter ist die Entwicklung einer
Anfrage in Bezug auf Werbung
auf Hochschulgeländen an den
Senat geplant.   • (jh)

neues aus den hochschulgruppen

ASTA FÜR ALLE
DIE LINKE BÜNDNISLISTE
AN DER UNI BREMEN

AStA für Alle (AfA) ist die
linke Bündnisliste an der

Uni Bremen. Seit über 20 Jahren
kämpfen Jusos und andere linke
Studierende bei AfA gemeinsam
dafür, dass der AStA sich für die
Ziele „Bildung für Alle“ und
„Wissenschaft in gesellschaftli-
cher Verantwortung“ einsetzt.
Unter diesen Prämissen greift

AfA ein breites Spektrum an
hochschulpolitischen Themen
auf: es geht genauso um echte
Chancengleichheit wie um besse-
re Studienbedingungen und einen
lebenswerteren Campus. Konkre-
te Punkte sind z. B. die konse-

quente Ablehnung von Studienge-
bühren jeder Art, die Forderung
nach angemessenem BAföG und
freiem Zugang zu Bachelor und
Master oder studierendenfreund-
liche Öffnungszeiten der Mensa.
Ebenso setzt sich AfA für Studie-
rende mit Kind sowie Studierende
mit ungeraden Bildungswegen
ein, für die es häufig schwer ist,

sich im Uni-Alltag zurechtzufin-
den.
Als stärkste Kraft im Studie-

rendenrat sowie als Teil des All-
gemeinen Studierendenausschus-
ses (AStA) ist es AfA möglich,
die Interessen der Studierenden
mit Gewicht zu vertreten und oft
auch durchzusetzen.
Für AfA ist auch klar: Wis-

Aktuelle Entwicklungen:
Voraussichtlich zur nächsten Sitzung der Bürgerschaft soll
es, initiiert durch die Arbeit der Bremer Jusos, eine Anfrage
zum ThemaMLP geben, die für Transparenz sorgen soll.
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JUSO-HOCHSCHULGRUPPE
HOCHSCHULE BREMEN

Die Juso-Hochschulgruppe
( JHG) an der Hochschule

Bremen wurde im Dezember 2010
gegründet, ist also gerade einmal
ein Dreivierteljahr alt. Mitmachen
kann – wie bei allen JHGs – jeder.
Weder Partei- noch Jusomitglied-
schaft sind zwingend notwendig.
Die Hochschulgruppe trifft sich

zur Zeit ungefähr alle zwei bis
drei Wochen. Die Sitzungen finden
dabei abwechselnd in der Mensa
am Neustadtswall und im Lager-
haus im Viertel statt. Die nächste
Sitzung ist am 10. Oktober um
19 Uhr am Neustadtswall. Dabei
werden in erster Linie inhaltliche
Themen (wie der Professoren-
mangel) diskutiert und Impulse
für die Gremienarbeit gesucht.
Im vergangenen Jahr hat die

JHG zum ersten Mal an der Stu-
dierendenratswahl teilgenommen.
Mit 10% der abgegebenen Stim-
men fuhren wir das fünftbeste

Ergebnis ein, aufgrund einer ge-
füllten Liste sind wir aber zweit-
stärkste Fraktion.
Außerdem sind zwei der neun

Referate mit Mitgliedern der
JHG besetzt, JHG-Mitglieder fin-
den sich in der Fachschaft der Fa-
kultät 3 und arbeiten auch an
außerinstitutionellen Initiativen,
wie der „Professorenknappheits“-
Initiative mit.
Unregelmäßig erscheint zudem

unsere Info-Broschüre „Rote Post“,

die die Positionen und Ankündi-
gungen der JHG enthält. Die In-
formationen erhält man aber auch
auf der Homepage der JHG unter

www.jusoshsbremen.wordpress.com.
Sprecherin der JHG ist Henri-

ke Adebahr, Sprecher Martin
Weinrich. Kontaktdaten findet
ihr auf der letzten Seite dieses
Heftes. Auf Anfrage nennen wir
Euch gerne JHG-Mitglieder in
Gremien.   • (mw)

senschaft ist frei – aber nicht oh-
ne Verantwortung. So setzt sich
AfA über den Akademinschen
Senat gegen jede Rüstungsfor-
schung an der Uni Bremen und
damit für die Wahrung der Zivil-
klausel ein. Ebenso tritt AfA dem
zunehmenden Einfluss der Wirt-
schaft an der Uni Bremen entge-
gen und kämpft für die wissen-
schaftliche Unabhängigkeit von
ökonomischen Interessen.
Bei all dem besteht AfA keines-

wegs aus einem einheitlichen
Block aus Menschen mit der glei-
chen Weltanschauung. Abgesehen
von inhaltlichen Meinungsunter-
schieden besteht AfA aus zahlrei-

chen aktiven Studierenden aus
den verschiedensten Studiengän-
gen, von ErstsemesterInnen hin
zu ExamenskandidatInnen. Mit
dieser bunten Mischung wird
AfA auch in Zukunft für die In-
teressen der Studierenden kämp-
fen, um die Uni Bremen
„studierbarer“ zu machen.
Listensprecherin und Listen-

sprecher bei AfA sind derzeit
Elena Reichwald und Stefan
Weger. Kontaktdaten sowie die
Termine der nächsten Listen-
treffen findet ihr auf der letzten
Seite dieser Zeitung sowie unter
www.asta-fuer-alle.info.   • (di)

http://www.asta-fuer-alle.info
http://www.jusoshsbremen.wordpress.com
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forum – die mitgliederseite

Diese Seite lebt von Eurer Beteiligung. Ob du die aktuelle Tagespolitik
kommentieren willst, auf einen Beitrag in dieser Zeitung reagieren oder
sonst etwas schon immer mal loswerden wolltest – hier ist der Platz
dafür. Schreib uns an morgenrot@bremer-jusos.de.

Hier klafft eine Lücke!

Für die nächste Ausgabe des MorgenRot interessieren wir uns für deine
Erwartungen an den Juso-Bundeskongress, der im November stattfindet.
Schreib sie uns in bis zu 160 Zeichen anmorgenrot@bremer-jusos.de.

1 60 Zeichen zum Juso-Bundeskongress

� Zwei Jahre Schwarz-Gelb
(2009–201 1 ) waren die Epo-
che der spätrömischen De-
kadenz, in der Hoteliers
zufrieden waren und Plagia-
te zum guten Ton gehörten.
(von Steffi)

� Der Koalitionsvertrag von
Schwarz-Gelb beginnt übri-
gens "Wir stel len den Mut
zur Zukunft der Verzagtheit
entgegen." Viel leicht hät-
ten sie den mal lesen sol-
len. (von André)

� Schwarz-Gelbes-Rührei-Fia-
sko. (von den Juso-Schüler-
Innen)

� Wie viele FDP-Mitgl ieder
braucht man, um eine Glüh-
birne zu wechseln?
Keine: Wenn die Rahmen-
bedingungen stimmen und
die Steuern gesenkt werden,
regelt der Markt das von
al leine.

In 1 60 Zeichen
eure Meinung zu zwei
Jahren Schwarz-Gelb
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C WIE ZWETSCHGENMUS –
DARUM CDU WÄHLEN!RRootteeGGrrüüttzzee

Gerade in diesen schweren Zei-
ten ist nur der Fels in der

Brandung, der Kanzlerwahlverein
mit dem C, eine guteWahl.
Leider wählen manche nicht ein-
fach das Richtige, sondern fragen
– man stelle sich das vor – nach
Gründen. Zum Glück hat die
Kanzlerin zehn gute Gründe pa-
rat, sie und die CDU zu wählen:
1. „Entlastung der Bürger“

Das liegt auf der Hand. Das
Steuersystem muss einfacher und
gerechter werden. Deswegen kos-
tet die wachstumsbeschleunigte
Hotelnacht nur sieben, das Früh-
stück aber 19 % Mehrwehrtsteuer.
Diese – vereinfachende – Rege-
lung haben wir übrigens auch auf
Bordell-Besuche angewandt.
2. „Solide Haushaltspolitik“

Sparen ist ganz einfach. Dafür
werden nur die Steuern gesenkt,
die Freibeträge für Reiche erhöht
und bei Sozialausgaben gekürzt.
Das ist gerecht und gut. Und ab
2020 gibt es die Schuldenbremse,
dann gibt es keine Schulden mehr,
weil es keine Schulden mehr ge-
ben darf. So einfach ist das!
3. „Unternehmen stärken, Ar-

beitsplätze sichern“
In diesem Wahlgrund hat sich die
CDU schon selbst übertroffen. So
wurden 2010 sogar über 300 000
Jobs geschaffen! Dabei wurden
gerade besondere Schlüsselindus-
trien gestärkt. Durch die christli-
che Lohnpolitik gelang es
nämlich über 180 000 der neuen
Stellen in der Leiharbeitsbranche
anzusiedeln. Ein toller Erfolg!

4. „Arbeit muss sich lohnen“
Deshalb hat die CDU das Schon-
vermögen für Hartz IV-Empfän-
ger erhöht. So kann der sächsi-
sche Friseur die von seinen 2,04 €
zurückgelegten Ersparnisse be-
halten, wenn er arbeitslos wird.
5. „Familien werden gestärkt“

Wer mehr hat, verdient auch
mehr. Deswegen wird der Kin-
dersatz für Hartz-IV-Empfänger
kaum erhöht, das Kindergeld et-
was erhöht und der Kinderfreibe-
trag deutlich erhöht. Das ist gut
und gerecht.
6. „Deutschland wird Bil-

dungsrepublik“
Wegweisende Maßnahmen auch bei
der Bildung: Etwa das „Deutsch-
landstipendium“. Mithilfe von Un-
ternehmen sollten so 160 000, äh
10 000 Studenten mit exellenten
Leistungen gefördert werden. Denn
die Bildungsrepublik braucht Elite
statt gammeligerBAföG-Empfänger.
7. „Integration wird vorange-

bracht“
Gut getestet ist halb integriert.
Deshalb führen wir Sprachtests
ein. Europäische Integration ist da-
gegen nicht so gut. Dann zahlen
wir für den Griechen. Das ist doof.

8. „Innere Sicherheit wird ge-
stärkt“
Darum wollen wir Jugendliche nach
Straftaten schnell und ohne langen
Prozess einsperren. So sind alle sich-
erer. Ach, das ist alles so einfach!
9. „Aus der Krise lernen“

Als die Krise Deutschland im
Griff hatte, haben wir mit der
SPD Konjunkturprogramme auf-
gelegt und die Banken gerettet.
Das war nicht gut, denn es hat
uns zu schnell Wachstum be-
schert. Deswegen zögern und
zaudern wir jetzt bis die Krise
weg ist. Warum heute entschei-
den, irgendwelche Länder zu ret-
ten, wenn wir das auch noch
morgen machen könnten?
10. „Saubere, sichere und be-

zahlbare Energien“
Noch immer nicht überzeugt?
Dann kommt jetzt unser bestes
Argument: die Energieversorgung.
„Dafür werden auch die Laufzei-
ten für sichere Kernkraftwerke
verlängert.“ Ach nee, das sehen
wir schon wieder anders. Egal, es
hieß ja, „sichere Kernkraftwerke“
und wir haben bei einer Überprü-
fung gemerkt, dass es die nicht
gibt. Dumme Sache, das.

Wir freuen uns aufIhre Stimme!

(mw, Zitate: angela-merkel.de, 15.09.11)
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Landesorganisation
www.jusos-bremen.de
Sarah Ryglewski (sarah@jusos-bremen.de)

Unterbezirk Bremen-Stadt
www.bremer-jusos.de
Falk Wagner (wagner@jusos-bremen-stadt.de)

Unterbezirk Bremerhaven
Kevin Lenkeit (kevin. lenkeit@spd-
bremerhaven.org)

Unterbezirk Bremen-Nord
www.jusos-bremen-nord.de
Raik Borsdorf (borsdorf@jusos-bremen-
nord.de)

AStA für Al le (Uni Bremen)
www.asta-fuer-al le. info
Stefan Weger (stefan@asta-fuer-al le. info)

Juso Hochschulgruppe (HS Bremen)
www.jusoshsbremen.wordpress.com
Martin Weinrich (mweinrich@stud.hs-
bremen.de)

Juso SchülerInnen
Sercan Alkaya (schueler@bremer-jusos.de)

termine und kontakte

Termine

Kontaktdaten

6. Oktober 2011
„Partei in Bewegung“ mit
Andrea Nahles, 18 Uhr im
Haus der Wissenschaft
—
Listentreffen von AStA für
Alle, 20 Uhr, Bandonion

7.‒9. Oktober 2011
Bundestreffen der Juso-
SchülerInnen in Bonn

10. Oktober 2011
Podiumsdiskussion zum Fach-
kräftemangel, 18 Uhr, IPS
GmbH, Otto-Lilienthal-Str. 6
—
Juso HSG,Hochschule Bremen,
19 Uhr,Mensa Neustadtwall

11. Oktober 2011
„Mindestlohn macht Staat“
(Bremer Dialog der FES),
19 Uhr, Arbeitnehmer-
kammer, Bürgerstr. 1

13. Oktober 2011
RedaktionssitzungMorgenRot,
18 Uhr, Bandonion
—
Mitgliederversammlung der
Jusos Bremen-Stadt, 19 Uhr,
Bandonion, Gertrudenstr. 37

14. Oktober 2011
Antragsschluss zum Juso-Bun-
deskongress

20. Oktober 2011
Listentreffen von AStA für
Alle, 20 Uhr, Bandonion

27. Oktober 2011
Mitgliederversammlung der
Jusos Bremen-Stadt,
19 Uhr, Bandonion
—
„PoliTisch“ der Jusos Bremen-
Nord, 19.30 Uhr im Cordoba,
Bremen-Vegesack

31. Oktober 2011
Sozialpolitischer Ausschuss:
Perspektven der öffentlich
geförderten Beschäftigung,
19 Uhr, Konsul-Hackfeld-
Haus, Birkenstr. 34

3. November 2011
Listentreffen von AStA für
Alle, 20 Uhr, Bandonion

4.‒6. November 2011
BKT der Juso-Hochschul-
gruppen in Kiel

im November 2011
Verbandswochenende der
Bremer Jusos (Datum folgt)

25.‒27. November 2011
Juso-Bundeskongress, Lübeck

4.‒6. Dezember 2011
Bundesparteitag der SPD in
Berlin

NÄ
CH
STE

RE
DA

KT
ION

S- 

  S
ITZ

UN
GE
N:

5.
UN

D 1
3.1

0.

KO
MM

VO
RB
EI!

MA
CH

MI
T!

mailto:sarah@jusos-bremen.de
mailto:wagner@jusos-bremen-stadt.de
mailto:kevin.lenkeit@spd-bremerhaven.org
mailto:borsdorf@jusos-bremen-nord.de
http://www.jusos-bremen.de
http://www.bremer-jusos.de
http://www.jusos-bremen-nord.de
http://www.asta-fuer-alle.info
http://www.jusoshsbremen.wordpress.com
mailto:mweinrich@stud.hs-bremen.de
mailto:schueler@bremer-jusos.de
mailto:stefan@asta-fuer-alle.info



